
L Beiblatt 28. ivlärz 1950. 

Die Abg.N e ':l w.:l. l' t h und Genossen Inbcm . .:i.n der Sitzung des National­

rates vom 25 ~Jänner d.J <' a11. den BundGsl:1inis~(;r für soziale VCrYvaltung eine 
, I " 

Jw.frage gestellt, ob er bereit sei, im Einvcrnehmcu~mit d'm Finanzministerium 

die zuständigc11 Stellen anzu'leisen, bei der Rentc:uauszahlung aus Ansprüchen 

an die Raichsversioherungsunstalt fUr Angestc.llte in Berlin-ffilmersdorf den 

offiziellen Umrechnungssohlüsscll. D-Marlr .::: 3 S' in Anwendung zu bringen. 

Darauf antwortet Bundesminister Mai S G I nUllL··v;hr wie folgt: 

Die Besti'l!llJ1ung des Umrcch.'1ungsschlüssels von Reichsmark auf Schillhlg 

für die Bevor schussung von Ronten aus der eheoaligcn Rcichsv~rsicherung obliegt 

dem Bunde~ministeriu'ril für I<'inanzcn. Über wiedcrl10ltes V(}rlangcn des Bundcs­

ministeriums für soziale Verwaltung hat das BUl1deSlllinisterium für Finanzen im 

August 1949 bekannt gcgebcl1 , dass es rJit einem UmrccJ1.nungsverhältnis der 

D-Mark zum Schilling von 3 : 1 bei yorschussweiscr Auszahlung von Renten an 

ast orr010hischo Staat. sbUrger bei Au fe nt haI t in' Östcrroi~h unt er dür Vora.us ... 

setzung einverstanden sei, dass die Auszahlung von'~enten, bzYl. von Vorschüsüen 

a~s der !chomal~gcn Reichsversicherung an österrcichi-sche Staatsbürger mit.ßem 

Aufenthal~ in Doutsehle,:"ld VOl'l. den deutschen Stellen (Sozialversic~ertingsträgern) 

nach der deutschen Währungsumstellung im Verhältnis 1 Reichsmark ~ 1 Deutsohe 

:Mark erfolge # 

Das Bundesministeritim für soziale VerwaltUllg hat hii.;rauf am 13.~eptem ... 

bel.' 1949 das Bundeskanzlcraot, ~uswärtigc Angelagcnheitcn, ersucht, be i der 
. I . ' 

zuständigen' Rcgicl"ungsstcllc Y~cstdcutschlands festzustc,11c11 1 ob die. erwähnte 

Voraussetzung :Zutreffe, und weitc;r,auchdie Frage zu klären, ob der erwähnte 
. ' , " 

Urorechnungsschlüsscl auch auf die Grund~a.gen neu festzusetzender Renten Anvtend\\ng 

finde oder ob bloss die zur Zeit dpr rTährungsrcforl11 bereits zuorkannten Renten 

. i11 dem Verhältnis 1 Doutsche Mark = 1 Rqichsonrk umgereohn{-;t 'wUrdeno 

Auch hat das Bundosrninisteriw.1 für soziale Verrral tung oit Rücksicht 
• J 

auf don Umstand, dass der n~ue UmreclmUl1gsschlüsscl nur f'tir Leistungon:i.n Be­

tracht kOroTJt, die zu Lasten. eines Vorsichorungstriigcrs in YTcstdcutschland gehen, 

die Renten aus der deutschen iAngestel1tenvel~sicherung aber, die vor dem Zorfall 

des Deutschen Reiches angefallen waren, a.usnahmslos von der nunmehr im Liq,u:1-

dlerungsstadium befindlichen Vcrsicherungsnnstal t für Al1g.:Js teIlte zuerkannt 
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worden waren~ boi die ser Anstalt anfragen las sen, nach welchen Grundsätzen 

deren Versicherungslast auf die Nachfblgeinstitllte in West,- und Ost deutschland ' 

aufgeteilt wurdo o 

Auf die erstere Anfrage \hat das Deutsche Bundesministerium fUr Arbeit -

nach einer dem Bun:desminist(~rium für soziale Verwaltung am 15.Februar 1950 
/ ' 

zugcgangenen Note des Bundeskanz1erailtes - roi tgeteilt I dass im Bereich der 

deutschen Sozialversicherung "sämtliche laufenden Rentel'l und Rentenanl1artschaften 

bei der Währungsumgestaltung im Verhältnis von t:iner Reichsoark - einer deuts'chcll 

]:1ark ur.'lgerechnct \7crden." '" 

Inzwischen hatte das BundesministcriUm. für Finanzen im Hinbl.ick"auf die 

durch die Abwertung des Schillings e'ingetreteneÄnderung der Deviscl'lkurse - auf 
. -,' 

Anfrage des Bundesnlinistcriuns für soziale Verwaltung-:- bekanntgegebcri.,dassbei 

Bevorschussung ausländischer Renten der Präcienkurs zugründe .zu legen sei. 

BezUglich der DM ergab'sich somit einUmrechnungfi\1ert Vonö17.14 S für 100,DN. 

Die an die' Rcichsyersichcrungsanstal t für Angestellte gerichtete Lnfr~r:c / . 

ist noch nicht beant'\7ortet~ , .. ,""-

Unter diesenUI!:lständcn kann der neue Ucrechnungsschlüssc1 'zunächs t 'liur 

au.f diejenigen Renten aus der Angeste11tcnversi6herung angewcnddtvrerdon, bei 

denen bereits feststeht, dass sich dor Anspruch gegen einen Versicherungstrtigcr 

in Westdeutschland richtet, Das Bundesninisteriun für 'so~dale Verwaltung wird 

jedoch auch wetterhin mit allee Nachdruck bemüht sein, oög1ichst bald Klärune . 
..-

über die Auf teilung der Rentenlast der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 

zu bekorncen und dann sofort 'die erhöhten Vorschüsse durch die Angcstclltehv'::r:" 

sicherungsanstalt auch in den' jetzt noch zurückgestelltel1 Fällen flüssig I:l.,:\chcn 

lassen. 

-.-.-_ .. -.~ .. " 
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